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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Jahresrückblick 2021: Soziale Gruppen

Eine überaus wichtige Neuerung im Themenbereich der sozialen Gruppen wurde 2021
für gleichgeschlechtliche Paare eingeführt. Im September nahm die Stimmbevölkerung
mit einem deutlichen Ja-Anteil von 64 Prozent die «Ehe für alle» an. Neben der
Möglichkeit der Eheschliessung waren damit für gleichgeschlechtliche Paare weitere
Ungleichheiten im Familienleben beseitigt worden: In Zukunft ist es auch ihnen
möglich, gemeinsam ein Kind zu adoptieren, zudem erhalten verheiratete Frauenpaare
Zugang zur Samenspende. Die Relevanz dieser Abstimmung widerspiegelt sich im
Ergebnis der APS-Zeitungsanalyse 2021, die einen diesem Ereignis geschuldeten
Höchststand an Artikeln zur Familienpolitik im Abstimmungsmonat aufzeigt (vgl.
Abbildung 1 im Anhang). Kein anderes Thema im Bereich der sozialen Gruppen erzielte
im beobachteten Jahr eine ähnlich hohe mediale Aufmerksamkeit. 

Erstmals in der Geschichte der Schweizer Frauen- und Gleichstellungspolitik
veröffentlichte der Bundesrat 2021 eine nationale Gleichstellungsstrategie, die jedoch
von Frauenorganisationen und linken Parteien kritisiert wurde. Ferner gaben die
Kommissionen einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die befristete
Finanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung durch eine dauerhafte, vom
Bund unterstützte Lösung ersetzen will. Der 2022 vorzulegende Entwurf soll die Eltern
bei der Finanzierung der Betreuungsplätze massgeblich entlasten und somit zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beitragen. Gleichzeitig wurden
im Berichtsjahr aber verschiedene Vorstösse mit ähnlichen, bereits konkreter
ausformulierten Vorstellungen in Form einer parlamentarischen Initiative, einer
Standesinitiative und einer Motion abgelehnt. Ebenfalls zur Verbesserung der Stellung
der Frauen im Beruf beitragen soll die 2018 geschaffene Revision des
Gleichstellungsgesetzes, mit der Unternehmen mit über 100 Mitarbeitenden zur
Durchführung von Lohnanalysen verpflichtet worden waren. Erste, im August 2021
publizierte Analyseergebnisse von ausgewählten Unternehmen zeichneten ein positives
Bild, das jedoch unter anderem wegen fehlender Repräsentativität in Zweifel gezogen
wurde. Nach wie vor sind Unternehmen nicht verpflichtet, die Ergebnisse ihrer
Lohnanalysen an den Bund zu übermitteln. Gegen eine entsprechende Regelung hatte
sich der Ständerat im Juni erfolgreich gewehrt.

Nachdem im Vorjahr der zweiwöchige Vaterschaftsurlaub in einer Volksabstimmung
angenommen worden war, gingen die politischen Diskussionen rund um die
Ausdehnung von Urlaubsmöglichkeiten für Eltern 2021 weiter. Eine Standesinitiative
aus dem Kanton Jura und eine parlamentarische Initiative mit diesem Ziel stiessen im
Parlament indes auf wenig Gehör. Der Nationalrat verabschiedete jedoch ein
Kommissionspostulat, das die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer Elternzeit
aufzeigen soll. In den Räten setzte sich zudem mit Annahme einer Vorlage zum
Adoptionsurlaub eine langjährige Forderung in der Minimalvariante durch: Eltern, die
ein Kind unter vier Jahren adoptieren, haben künftig Anrecht auf einen zweiwöchigen
Urlaub. 

Auch das Thema der Gewalt gegen Frauen blieb 2021 auf der politischen Agenda,
immer wieder angetrieben durch Zeitungsberichte über häusliche Gewalt und
Femizide. Das Parlament überwies drei Motionen, welche die Bereitstellung eines 24-
stündigen Beratungsangebots für von Gewalt betroffene Personen forderten, wozu sich
die Schweiz 2017 im Rahmen der Ratifikation der Konvention von Istanbul verpflichtet
hatte. Ein Zeichen gegen Gewalt gegen Kinder und Jugendliche setzte der Nationalrat
auch durch Befürwortung einer Motion, die das Recht auf eine gewaltfreie Erziehung im
Zivilgesetzbuch verankern möchte. Der Ständerat äusserte sich bis Ende Jahr noch
nicht zum Geschäft. Ebenfalls kam es zu breiten medialen Vorwürfen bezüglich Gewalt
in Bundesasylzentren, woraufhin das SEM einen Bericht erarbeiten liess. 

Nicht zuletzt wurde im Berichtsjahr mit verschiedensten Publikationen und Aktionen
auf das 50-jährige Bestehen des Frauenstimm- und -wahlrechts Bezug genommen. Mit
Corona-bedingter Verspätung fand im September die offizielle Feier des Bundes statt.

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
MARLÈNE GERBER
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Ende Oktober tagte zum zweiten Mal nach 1991 die Frauensession, die insgesamt 23
Forderungen zu unterschiedlichen Themen als Petitionen verabschiedete. Darüber
hinaus wurde an diesen Anlässen auch über die Gewährung politischer Rechte an
weitere Gruppen diskutiert, so etwa an Personen ohne Schweizer Pass, Minderjährige
und Menschen mit einer Beeinträchtigung. Bezüglich Letzteren nahm der Ständerat im
Herbst 2021 ein Postulat an, das den Bundesrat aufforderte, Massnahmen aufzuzeigen,
damit auch Menschen mit einer geistigen Behinderung uneingeschränkt am politischen
und öffentlichen Leben teilhaben können.

Wie die APS-Zeitungsanalyse 2021 zeigt, erhielten Fragen rund um die Familien- und
Gleichstellungspolitik im Jahr 2021 im Gegensatz zu Fragen zur Asyl- und
Migrationspolitik überaus starke mediale Aufmerksamkeit. Der Zeitvergleich macht
überdies deutlich, dass die Berichterstattung im Bereich Asyl und Migration über die
letzten Jahre konstant an Bedeutung eingebüsst hat. 

Dieses fehlende Interesse der Medien ist ob der umstrittenen Gesetzesänderungen des
Parlaments im Bereich Asylpolitik, welche die Grundrechte der Asylsuchenden
einschränkten, bemerkenswert. So können Schweizer Behörden künftig mobile Geräte
der Asylsuchenden verwenden, um beim Fehlen von Ausweispapieren Rückschlüsse auf
die Identität einer Person zu gewinnen. Dieser Beschluss provozierte eine negative
Reaktion des UNHCR. Zudem schuf das Parlament ein Reiseverbot für vorläufig
aufgenommene Personen und entschied, dass Personen in Ausschaffungshaft zum
Wegweisungsvollzug zur Durchführung eines Covid-19-Tests gezwungen werden
können. Unterschiedliche Ansichten vertraten die beiden Räte in Bezug auf junge
Asylbewerbende. So lehnte es der Ständerat ab, die Administrativhaft für Minderjährige
abzuschaffen, nachdem sich der Nationalrat für diese Forderung im Vorjahr noch offen
gezeigt hatte. Ebenso setzte sich der Nationalrat im Berichtsjahr durch Unterstützung
einer Motion dafür ein, dass Personen mit abgewiesenem Asylentscheid ihre berufliche
Ausbildung beenden dürfen, während sich der Ständerat nach der Beratung einer
anderen Motion gegen diese Möglichkeit aussprach. Schliesslich wollte der Ständerat
den Familiennachzug von Schutzbedürftigen erschweren, wogegen sich der Nationalrat
aber erfolgreich sträubte. Im Sammelstadium scheiterte überdies eine Volksinitiative
des ehemaligen Nationalrats Luzi Stamm, gemäss welcher Asylbewerbende in der
Schweiz nur noch mit Sachleistungen hätten unterstützt werden sollen: Seine
Volksinitiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich», die in erster Linie Flüchtlingen primär in
der Nähe der Krisengebiete und nicht in der Schweiz helfen wollte, scheiterte an den
direktdemokratischen Hürden. 1

Familienpolitik

Der Nationalrat überwies diskussionslos ein Postulat Stamm (cvp, LU), welches den
Bundesrat ersucht, über den gemeinwirtschaftlichen Anteil der familiären
Betreuungsarbeit sowie über deren mögliche Abgeltung durch die öffentliche Hand
Bericht zu erstatten. 2

POSTULAT
DATUM: 19.03.1993
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen einer Univox-Erhebung sprach sich knapp die Hälfte der Befragten dafür
aus, dass die Kinderkosten stärker durch die Allgemeinheit getragen werden sollten.
Annährend 80% waren der Ansicht, die Kinderzulagen sollten auf eidgenössischer
Ebene vereinheitlicht werden. Über die Höhe gingen die Meinungen zwar auseinander,
doch war eine deutliche Mehrheit (64%) für Beträge, die zum Teil massiv über den
heutigen Kinderzulagen liegen. Für einen Ausbau der familienexternen Kinderbetreuung
sprachen sich 57% der Befragten aus. Die stärkste Befürwortung kam von jenen
Untergruppen, die selber den grössten Nutzen aus einer entsprechenden Infrastruktur
ziehen, nämlich den jüngeren Frauen und den Personen mit hohem Bildungsstand. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.09.1993
MARIANNE BENTELI

Die vorberatende Kommission des Nationalrates unterstützte - wenn auch nur knapp -
eine parlamentarische Initiative Zisyadis (pda, VD), welche die Betreuung von
Kleinkindern als öffentliche Aufgabe der Kantone in der Verfassung verankern will. Die
Kommission vertrat die Ansicht, dass das Angebot an ausserhäuslichen Tagesstrukturen
für Kinder im vorschulpflichtigen Alter nicht mit den gesellschaftlichen Veränderungen
Schritt gehalten habe. Sie erinnerte auch daran, dass die UNO-Kinderrechtskonvention
die unterzeichnenden Staaten auffordert, die Betreuung der Kinder von erwerbstätigen
Eltern sicherzustellen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.02.1994
MARIANNE BENTELI
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Mit einer Motion verlangte Nationalrätin Spoerry (fdp, ZH), dass Väter oder Mütter, die
ihren Beruf nur ausüben können, wenn sie ihre Kinder betreuen lassen, die Kosten
dafür von den Steuern sollen absetzen dürfen. Bundesrat Stich beantragte die
Umwandlung in ein Postulat, da der Vorstoss das eben erst in Kraft getretene
Steuerharmonisierungsgesetz strapazieren würde und die Anrechnung der
Betreuungskosten als Gewinnungskosten zu Abzügen in unkontrollierbarer Höhe führen
würde. Der Nationalrat folgte aber den Argumenten von Frau Spoerry, wonach die
geltende gesetzliche Regelung nicht mehr den heutigen gesellschaftlichen
Gegebenheiten und insbesondere der grossen Anzahl von alleinerziehenden Müttern
entspreche und überwies den Vorstoss in der verbindlichen Form. Da Spoerry für ihr
Anliegen nicht eigentlich eine Gesetzesänderung vorschlug, sondern eher den Weg über
eine Anpassung der entsprechenden Verordnung ins Auge fasste, erachtete der
Ständerat die Motion als ein rechtlich nicht haltbares Instrument, weil damit das
Parlament in den Hoheitsbereich der Exekutive eingreifen würde. Er befand zudem, die
Diskussion über diese Fragen sei ohnehin lanciert, weshalb es nicht richtig wäre, jetzt
bereits ein Präjudiz für die eine oder andere Lösung zu schaffen. Um aber zu
unterstreichen, dass er ebenfalls der Ansicht sei, dass hier Handlungsbedarf bestehe,
überwies er die Motion als Postulat. 5

MOTION
DATUM: 14.03.1995
MARIANNE BENTELI

Nach dem Scheitern der Mutterschaftsversicherung in der Volksabstimmung vom 13.
Juni  gaben sich die Parteien – insbesondere auch im Hinblick auf die nationalen
Erneuerungswahlen im Oktober – besonders familienfreundlich. Die CVP schlug
steuerliche Entlastungen vor; zudem rief sie nach einem Bundesrahmengesetz für die
Ausrichtung von Kinderzulagen und nach einer besseren Abstimmung der Schulzeiten
auf die Bedürfnisse der Eltern. Das verlangte auch die FDP, die sich zudem für mehr
ausserfamiliäre Betreuungsstätten für Kinder stark machte. Von einer eidgenössischen
Regelung für die Kinderzulagen wollte sie hingegen nichts wissen. Konkrete Zahlen
nannten die SP und die Grünen. Sie forderten existenzsichernde Kinderzulagen, wobei
die Steuerabzüge für Kinder im Gegenzug zu streichen wären. Die SP sprach sich zudem
für Ergänzungsleistungen für minderbemittelte Eltern aus, welche über eine
eidgenössische Erbschaftssteuer finanziert werden sollten. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.09.1999
MARIANNE BENTELI

Die Förderung der familienexternen Kinderbetreuung scheint umso sinnvoller zu sein,
als daraus ein eindeutiger volkswirtschaftlicher Gewinn entsteht. Eine im Auftrag des
Sozialdepartements der Stadt Zürich erstellte Studie rechnete vor, dass für jeden
Franken, der in Kindertagesstätten investiert wird, der vierfache Betrag an die
Gesellschaft zurückfliesst. Die Untersuchung wies nach, dass Eltern, deren Kinder in
Tagesstrukturen betreut werden, ihre Erwerbszeit wöchentlich zwischen sieben und 17
Stunden erhöhen können. Das führt zu einem Mehreinkommen von jährlich rund 44 Mio
Fr. mit dem entsprechenden Steuerfluss. Zusätzlich leisten Eltern und Arbeitgeber
höhere Beiträge von rund 10 Mio Fr. pro Jahr an die AHV und die berufliche Vorsorge.
Die Steuerzahlenden profitieren davon, dass durch die berufliche Integration der Eltern
die Kosten bei der Sozialhilfe gesenkt werden. Ein gutes Betreuungsangebot macht
Gemeinden als Wohnort gerade für gut ausgebildete Eltern attraktiver und zieht zudem
Firmen an, die immer wieder die Verfügbarkeit von qualifizierten Arbeitskräften als
einen der wichtigsten Standortfaktoren bezeichnen. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.05.2000
MARIANNE BENTELI

An einer Tagung Ende Juni nahm sich die FDP der Thematik „Familien und Erwerbsleben
im Einklang“ an. Parteipräsident Steinegger erklärte, wirtschafts- und sozialpolitische
Aspekte sprächen für die Schaffung von Tagesbetreuungsstätten. Die FDP betonte aber
die primäre Verantwortung der Familien. Der Staat habe die Infrastrukturen bereit zu
stellen, die Finanzierung müsse hingegen in erster Linie auf privater Basis erfolgen. Die
Partei will mit einer Muster-Motion in den Kantonsparlamenten Vorstösse zugunsten
familienunterstützender Tagesstrukturen in der Volksschule initiieren. Unter dem Druck
eines langsam austrocknenden Arbeitsmarktes entdeckte auch der Arbeitgeberverband
die Vorteile einer familienfreundlicheren Politik. Mit einer Informationskampagne unter
seinen Mitgliedern will er dafür sorgen, dass Familienpflichten und Beruf besser
vereinbart werden können. Der Verband plädierte für mehr Kinderhorte und
Blockzeiten an den Schulen. 8

BERICHT
DATUM: 25.06.2000
MARIANNE BENTELI
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Der Nationalrat gab einer auch von der FDP unterstützten weiteren parlamentarischen
Initiative Fehr Folge, die während zehn Jahren maximal je 100 Mio Fr. Bundesmittel zur
Anstossfinanzierung für familienergänzende Betreuungsplätze verlangt. Die
Unterstützung von Krippen, Horten, Tagesfamilien, Tagesschulen usw. soll höchstens
zwei Jahre nach der Gründung dauern und einen Drittel des Betriebskredits nicht
übersteigen. Laut Angaben der Initiantin könnten jährlich rund 12 000 Krippenplätze
von diesem Impuls profitieren. Unter Hinweis auf diese Initiative beantragte der
Bundesrat dem Nationalrat erfolgreich, eine Motion Teuscher (gp, BE), welche die
Ausarbeitung von Modellen der ausserhäuslichen Kinderbetreuung im öffentlichen und
privaten Sektor verlangte, nur als Postulat zu überweisen. Die bessere Vereinbarkeit von
Beruf und Mutterschaft war auch eine Hauptforderung eines familienpolitischen
Positionspapiers der FDP, da der Ausstieg qualifizierter Frauen aus dem Erwerbsleben
ein volkswirtschaftliches Verlustgeschäft bedeute. Der Arbeitgeberverband machte sich
im Zeichen eines austrocknenden Arbeitsmarkts ebenfalls für einen Ausbau der
Kinderbetreuung in den Firmen stark; eine Umfrage unter seinen Mitgliedern zeigte
aber, dass das Bewusstsein für die Belange der ausserhäuslichen Kinderbetreuung in
den meisten Firmen noch kaum entwickelt ist. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2001
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von einer im Vorjahr vom Nationalrat angenommenen parlamentarischen
Initiative der Zürcher Sozialdemokratin Fehr zur Anschubfinanzierung von
Kinderkrippen erarbeitete die SGK einen Gesetzesentwurf samt
Finanzierungsbeschluss. Sie schlug dem Plenum vor, die Schaffung von neuen
Krippenplätzen während zehn Jahren mit jährlich 100 Mio Fr. zu unterstützen; konkret
vorgelegt wurden ein Bundesgesetz, das die Förderungsmodalitäten regelt, sowie ein
Kreditbeschluss über 400 Mio Fr. für die ersten vier Jahre. Bis auf die SVP, die nach den
Worten ihres Sprechers Bortoluzzi (ZH) „verantwortungsmüde Eltern“ und Zustände „à
la Ostblock“ witterte, und die LP stellten sich alle Fraktionen hinter das Gesetz, das mit
117 zu 53 Stimmen angenommen wurde. SP und CVP stimmten geschlossen zu, bei der
FDP eine Mehrheit (darunter sämtliche Frauen), bei der SVP nur gerade die drei
weiblichen Abgeordneten Fehr (ZH), Gadient (GR) und Haller (BE) sowie Siegrist (AG).
Angesichts der Lage der Bundesfinanzen beantragte der Bundesrat, der das Anliegen
grundsätzlich unterstützte, ein auf maximal acht Jahre und nur je 25 Mio Fr. reduziertes
Engagement. Mit 108 zu 70 Stimmen konnte sich aber der Antrag der Kommission
durchsetzen. Gutzwiller (fdp, ZH) erinnerte als Sprecher der Kommission daran, dass
Studien den volkswirtschaftlichen Nutzen von familienexternen Betreuungsplätzen
nachgewiesen haben, weshalb es sich hier um eine sinnvolle Investition handle. Im
Ständerat machte nur gerade Schmid (cvp, AI) grundsätzlich Opposition gegen die
Vorlage. Ein Rückweisungsantrag Hess (fdp, OW), der zuerst eine Vernehmlassung bei
den Kantonen durchführen wollte, da diese nach dem Auslaufen der
Anstossfinanzierung primär in der Pflicht stehen dürften, die Krippen weiter zu
unterstützen, wurde mit 29 zu 12 Stimmen abgelehnt. Als Kompromiss zwischen
Bundes- und Nationalrat beschloss die kleine Kammer aber, anstatt 400 Mio Fr. nur
200 Mio Fr. für die nächsten vier Jahre zur Verfügung zu stellen und das Programm auf
acht Jahre zu begrenzen; zudem sollten die Beiträge nicht mehr maximal einen Drittel
der Kosten abdecken, sondern höchstens 5000 Fr. pro Krippenplatz. Ein Antrag Jenny
(svp, GL), dem Bundesrat zu folgen, wurde ebenso abgelehnt wie der Antrag Studer (sp,
NE) auf Zustimmung zum Nationalrat. Die Vorlage wurde mit 31 zu 4 Stimmen
angenommen, der Finanzierungsbeschluss mit 23 zu 5 Stimmen. Angesichts der klaren
Willensbezeugung der kleinen Kammer, den Kreditrahmen mindestens um die Hälfte zu
kürzen, bat die Initiantin Fehr (sp, ZH) den Nationalrat, dem Ständerat in allen Punkten
zuzustimmen, um nicht die Vorlage als Ganzes zu gefährden. Mit 120 zu 58 Stimmen
übernahm der Rat die Beschlüsse der Ständekammer. Das Gesetz tritt auf den 1.
Februar 2003 in Kraft. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.03.2002
MARIANNE BENTELI

Im Bestreben, dass Familien und Kinder nicht länger ein Armutsrisiko darstellen,
verabschiedete die CVP ein Grundlagenpapier, das auf drei Säulen basiert. Familien mit
tiefen Einkommen sollen durch höhere Kinderzulagen (200 Fr. für Kinder, 250 Fr. für
Jugendliche in Ausbildung), Entlastungen bei der direkten Bundessteuer und
Bedarfsleistungen für einkommensschwache erwerbstätige Eltern unterstützt werden.
Die Junge CVP bemängelte, dass familienentlastende Massnahmen wie Kinderkrippen,
Blockunterricht und Tagesschulen nicht erwähnt wurden. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2002
MARIANNE BENTELI
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Am 1. Februar trat das Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende
Kinderbetreuung in Kraft. Mit den dafür vorgesehenen Mitteln soll die Schaffung
zusätzlicher Plätze für die Tagesbetreuung von Kindern gefördert werden. Für die
ersten vier Jahre hatte das Parlament einen Verpflichtungskredit von 200 Mio Fr.
bewilligt. Das Förderprogramm unterscheidet zwei Arten von Betreuungsplätzen:
Kindertagesstätten – zum Beispiel Krippen – für kleinere Kinder und Einrichtungen für
die schulergänzende Betreuung wie etwa Mittagstische. Die Subventionen werden
pauschal auf Grund der Öffnungszeiten ausbezahlt: Krippen erhalten maximal 5000 Fr.
pro betreutes Kind, Einrichtungen für Mittagstische und Horte maximal 3000 Fr. Das
Impulsprogramm stiess auf grosses Interesse, vor allem bei den Gemeinden. Bis zu
Beginn des neuen Schuljahres bewilligte der Bund 60 Gesuche, mit denen 1230
Krippenplätze geschaffen wurden. Trotz dieses Erfolges beantragte die
Spezialkommission des Nationalrates, im Entlastungsprogramm 2003 den Kredit von
den vorgesehenen 120 Mio auf 40 Mio Fr. zusammenzustreichen und das Programm
dann ganz aufzugeben; der Bundesrat hatte sich mit einer Kürzung um 12 Mio Fr. für das
Jahr 2006 begnügen wollen. Im Plenum setzte eine von der CVP unterstützte linke
Minderheit aber durch, dass gar keine Abstriche vorgenommen wurden. Der Ständerat,
der bis zum Ende der Differenzbereinigung dem Antrag des Bundesrates folgen wollte,
schloss sich schliesslich nach der Einigungskonferenz dem Beschluss der grossen
Kammer an. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.01.2003
MARIANNE BENTELI

In seiner Antwort auf eine Interpellation von Nationalrätin Fehr (sp, ZH) erklärte der
Bundesrat, die Integration der Gesundheits-, Sozial- und Kunstberufe in das nationale
Berufsbildungssystem sei in vollem Gange. Daraus resultierten neue Bildungsangebote
und zusätzliche Berufsperspektiven, was sich positiv auf die Qualität der
ausserfamiliären Kinderbetreuung und die Entwicklung der familienergänzenden
Angebote auswirke. Ausgehend von den Pilotprojekten „Soziale Lehre“ im Rahmen des
Lehrstellenbeschlusses II werde momentan die Einführung der beruflichen
Grundbildung „Fachfrau/Fachmann Betreuung“ vorbereitet mit Kinderbetreuung als
Fachbereich. 13

ANDERES
DATUM: 07.06.2005
MAGDALENA BERNATH

In seiner Botschaft vom 10. März 2006 beantragte der Bundesrat dem Parlament, das
seit 2003 bestehende Impulsprogramm für die familienergänzende Kinderbetreuung
weiterzuführen und einen zweiten Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 60 Mio.
für die Zeitspanne vom Februar 2007 bis Januar 2011 zu genehmigen. Für die
vorangegangenen vier Jahre des achtjährigen Impulsprogramms hatte der Bund einen
ersten Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 200 Mio. gesprochen, um die
Schaffung zusätzlicher Plätze für die Tagesbetreuung von Kindern anzuregen. Eine vom
BSV in Auftrag gegebene Evaluation der ersten anderthalb Jahre des Impulsprogramms
war positiv ausgefallen. In der Evaluation der Wirkung des Impulsprogramms kam das
BSV zum Schluss, dass die Hälfte der in dieser Zeitspanne neu geschaffenen 3500
Betreuungsplätze lediglich dank des Impulsprogramms hatten realisiert werden können
und dass die Eltern die Betreuungsplätze in neun von zehn Fällen zu Ausbildungs- oder
Arbeitszwecken nutzten. In den ersten vier Jahren des Impulsprogramms könnten
voraussichtlich 13'400 zusätzliche Betreuungsplätze geschaffen werden, womit das
geschätzte Angebot an Betreuungsplätzen in dieser Zeitspanne um einen Viertel
erweitert werde, folgerte die bundesrätliche Botschaft basierend auf der Evaluation.
Gemäss Hochrechnungen werde jedoch lediglich die Hälfte der ersten Tranche des
Verpflichtungskredites ausgeschöpft, was die Verfassenden der Evaluation mit den klar
definierten Einsatzmöglichkeiten der Finanzhilfen als Starthilfe, dem langen Planungs-
und Realisierungshorizont neuer Angebote sowie mit dem erforderlichen
Finanzierungsnachweis in Verbindung brachten. Letzterer fordert von den
Gesuchstellenden, dass sie bereits in der Planungsphase glaubwürdig darlegen, wie sie
nach Auslaufen der Starthilfen des Bundes ihren Betrieb langfristig finanzieren können.
Aufgrund der «unerwartet geringe[n] Nachfrage» sowie der «angespannte[n] Lage der
Bundesfinanzen» beantragte der Bundesrat dem Parlament für die zweite
Kreditperiode einen deutlich tieferen Verpflichtungskredit (CHF 60 Mio.) als in der
ersten Kreditperiode (CHF 200 Mio.). 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2006
MARLÈNE GERBER
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Im Nationalrat beantragte Scherer (svp, ZG), auf den Entwurf zur Verlängerung der
Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung nicht einzutreten, da
Kinderbetreuung keine Aufgabe des Staates sei; einmal mehr wurde das
Schreckgespenst der sozialistischen Denkmuster der Sowjetunion und Chinas bemüht.
SP, CVP und GP sprachen sich klar für Eintreten aus. Die FDP meldete sich nicht zu
Wort, doch stimmte die Fraktion schliesslich grossmehrheitlich für Eintreten, welches
mit 121 zu 59 Stimmen beschlossen wurde. In der Detailberatung ging es ausschliesslich
um die Höhe des neuen Verpflichtungskredites. Die Kommissionsmehrheit beantragte,
bei den höchstens CHF 200 Mio. der ersten Tranche zu bleiben, um keine
Möglichkeiten der Entwicklung zu verbauen; nicht abgeholte Gelder würden ja, wie in
der Periode 2003-2007, im Bundeshaushalt verbleiben. Kleiner (fdp, AR) stellte einen
Kompromissantrag auf CHF 120 Mio. Zwei weitere Minderheiten mit annähernd den
gleichen Vertretern aus SVP und Rechtsfreisinn verlangten, entweder dem Bundesrat zu
folgen (CHF 60 Mio.) oder den Rahmenkredit gar zu halbieren (CHF 30 Mio.). Für eine
Streichung des Kredits bei gleichzeitiger Erhöhung des Bundesbeitrags an die
Familienzulagen um jährlich CHF 50 Mio. sprach sich Wäfler (edu, ZH) aus. Knapp mit 96
zu 89 Stimmen konnte sich schliesslich der Antrag der Mehrheit (CHF 200 Mio.)
durchsetzen. SP und GP votierten geschlossen dafür, ebenfalls eine Mehrheit der CVP.
31 Vertreterinnen und Vertreter der FDP gaben dem Antrag Kleiner den Vorzug, sechs
jenem der Mehrheit. Von der SVP unterstützten lediglich die beiden Bündner Gadient
und Hassler die Kommissionsmehrheit.

Eintreten war im Ständerat unbestritten. Die Mehrheit der Kommission beantragte aber
eine Reduktion auf CHF 120 Mio. Während der vom Bundesrat vorgeschlagene Betrag
von CHF 60 Mio. angesichts der in der Periode 2003-2007 voraussichtlich
gesprochenen CHF 107 Mio. als zu gering erachtet wurde, schienen CHF 120 Mio. der
Realität angemessen; dieser Betrag hätte auch den Vorteil, nicht zu einer so
weitreichenden Lösung der Schuldenbremse zu führen, was anderswo möglicherweise
unliebsame Einsparungen bedeuten würde. Eine Minderheit aus SP und CVP, welche die
Unterstützung von Langenberger (fdp, VD) fand, setzte sich für die Fassung des
Nationalrates ein, da gerade in ländlichen Gebieten noch ein hoher Nachholbedarf
bestehe, eine Kürzung ein negatives Signal an die Kantone, die Gemeinden und die
privaten Firmen aussenden würde und es sich ja lediglich um einen
Verpflichtungskredit und keine konkrete finanzielle Zusage handle. Ein Antrag Kuprecht
(svp, SZ), dem Bundesrat zu folgen, den Bundesrat Couchepin noch einmal halbherzig
verteidigte, unterlag deutlich mit 33 zu 9 Stimmen. Die Mehrheit setzte sich mit 28 zu16
Stimmen gegen die Minderheit durch. Die Ausgabe wurde einstimmig genehmigt.

In der Differenzbereinigung im Nationalrat versuchte eine Kommissionsmehrheit,
zumindest einen Kompromiss zu erreichen und beantragte CHF 160 Mio. Sie machte
geltend, die Konstruktion derartiger Finanzhilfen sei so, dass es sehr viel sinnvoller ist,
zu viel Geld zu beschliessen als zu wenig. Wenn zu wenig gesprochen werde, müssten
Projekte abgelehnt werden, oder es käme ein sehr komplizierter Verteilungsapparat in
Gang, um das Geld auf die Kantone zu verteilen, was im Interesse des Anliegens
unbedingt vermieden werden sollte. Wenn zu viel Geld beschlossen werde, habe das
insofern keine Folgen, als nichts ausgegeben wird, was nicht durch ein konkretes
Projekt nachgefragt ist. Die Minderheit vor allem aus der FDP befand dagegen, dass die
höchstens CHF 120 Mio. durchaus genügten, um den allfälligen Bedürfnissen Rechnung
zu tragen, weshalb keine weiteren Beträge nötig seien. Erneut sehr knapp, mit 88 zu 85
Stimmen, setzte sich schliesslich die Minderheit durch. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2006
MARIANNE BENTELI

Sowohl FDP wie SP favorisieren seit einiger Zeit den Gedanken, nicht mehr wie in den
letzten Jahren die Errichtung neuer Krippenplätze zur Vereinbarkeit von Beruf und
Familie zu finanzieren, sondern den erwerbstätigen Eltern Betreuungsgutscheine
abzugeben, welche ihnen ermöglichen würden, die Art der Kinderbetreuung frei zu
wählen (Krippen und Horte, Tagesfamilien etc.). Die SP-Fraktion wollte nun den
Bundesrat mit einem Postulat auffordern, ein Modell auszuarbeiten, wonach jedes Kind
bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit, dessen Eltern aufgrund von Erwerbsarbeit,
ausgewiesener Freiwilligenarbeit oder Ausbildung die Betreuung der Kinder nicht selber
sicherstellen können, Anrecht auf einen Betreuungsgutschein hat, der mindestens zwei
Drittel der Vollkosten eines vom Kanton anerkannten Betreuungsplatzes abdeckt. Der
Bundesrat zeigte sich überzeugt, dass mit einer den Wettbewerb stärkenden Reform
eine neue Dynamik in das System der familienexternen Kinderbetreuung gebracht
werden könnte. Er erklärte sich bereit, Pilotprojekte zu unterstützen, allerdings unter
der Bedingung, dass die Federführung dafür entsprechend der geltenden
Zuständigkeitsordnung von Kantonen oder Gemeinden übernommen wird. Wegen der

POSTULAT
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI
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relativ detaillierten Skizzierung des SP-Modells beantragte er Ablehnung des Postulates,
worin ihm der Nationalrat folgte, wenn auch nur knapp mit 97 zu 90 Stimmen. 16

Nationalrätin Meyer Kälin (cvp, FR) hatte im Vorjahr eine parlamentarische Initiative
eingereicht mit dem Ziel, das auslaufende Programm des Bundes zur
Anstossfinanzierung von Kinderkrippen durch eine steuerliche Begünstigung von
Investitionen von Privaten (vor allem Arbeitgebern) zur Förderung der ausserhäuslichen
Betreuung von Kindern abzulösen. Die Kommission war ebenfalls der Ansicht, dass bei
den Betreuungsplätzen für Kinder nach wie vor ein Missverhältnis von Angebot und
Nachfrage besteht, und es deshalb wichtig ist, ausserfamiliäre Einrichtungen für Kinder
gerade auch im Vorschulalter zu schaffen. Sie stellte aber auch fest, dass das
Initiativanliegen bereits erfüllt ist: Die Kosten eines Unternehmens, welches eine Krippe
oder eine andere Betreuungsstätte für Kinder finanziert oder einrichtet, gelten bereits
heute als geschäftsmässig begründeter Aufwand. Auch Privatpersonen können ihre
Zuwendungen an gemeinnützige Kinderbetreuungseinrichtungen schon heute
steuerlich zum Abzug bringen. Deshalb beantragte sie Ablehnung der Initiative. Mit 156
zu 31 Stimmen wurde der Vorstoss verworfen. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2008
MARIANNE BENTELI

Eine Motion der Grünen Fraktion zur Finanzhilfe für familienergänzende
Kinderbetreuung wurde vom Nationalrat in der Frühjahrssession mit 122 zu 72 Stimmen
verworfen. Mit dem Vorstoss sollten die Anforderungen gelockert werden, welche die
Einrichtungen erfüllen müssen, um von den finanziellen Beihilfen profitieren zu
können. 18

MOTION
DATUM: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Nachdem die beiden Räte in der ersten Jahreshälfte eine Motion der Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats zur Weiterführung der
Anschubfinanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung überwiesen hatten,
schickte der Bundesrat im Juli einen entsprechenden Vorentwurf in die
Vernehmlassung. Dieser sieht vor, das finanzielle Engagement des Bundes um weitere
vier Jahre, bis Ende Januar 2015 zu verlängern. 19

MOTION
DATUM: 19.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat will die ausserfamiliäre Kinderbetreuung neu regeln. Im Juni schickte er
einen entsprechenden Entwurf in die Vernehmlassung. Neben neuen Vorschriften zum
Pflegekinderwesen umfasste er auch Regeln zur freiwilligen Tagesbetreuung. Die
geplanten Bestimmungen sahen vor, dass nebst Krippen, Horten und
Tageseinrichtungen auch Verwandte, Freunde oder Nachbarn der Eltern, welche die
Kinder während mindestens 20 Stunden pro Woche beaufsichtigen, eine Bewilligung
einholen müssen. Diese Vorschläge stiessen in der Vernehmlassung auf vernichtende
Kritik der bürgerlichen Parteien und selbst die SP, deren Vizepräsidentin Jacqueline
Fehr (ZH) den Anstoss zur Neuregelung der ausserfamiliären Kinderbetreuung gegeben
hatte, zeigte sich zurückhaltend. Auch die Fachstellen, die den Entwurf grundsätzlich
begrüssten, erachteten die geplanten Vorschriften teilweise als überrissen. Sie
plädierten dafür, bei Verwandten, die sich regelmässig um die Kinder kümmern und bei
im Privathaushalt angestellten Kindermädchen auf die Bewilligungspflicht zu
verzichten.  20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.10.2009
ANDREA MOSIMANN

Die SVP will die klassische Familie wieder ins Zentrum rücken und sprach sich an ihrer
Delegiertenversammlung gegen „staatlichen Krippendrill“ und gegen die
„Diskriminierung von herkömmlichen, eigenverantwortlichen Lebensgemeinschaften“
aus. Die Delegierten beschlossen einstimmig die Lancierung einer „Familien-
Initiative“. Mit dem Volksbegehren verlangt die Partei, dass den Eltern, die ihre Kinder
selbst betreuen, für die Kinderbetreuung ein mindestens gleich hoher Steuerabzug
gewährt wird wie denjenigen, die ihre Kinder fremd betreuen lassen. Sie reagierte
damit auf einen Beschluss des Parlaments, das einen steuerlichen Abzug der
Fremdbetreuungskosten von maximal 100 000 Fr. gutgeheissen hat. 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.12.2009
ANDREA MOSIMANN
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Aufgrund dieses teils massiven Widerstands schickte der Bundesrat im Dezember eine
neue Version in die Vernehmlassung. Diese statuiert die Bewilligungspflicht nur für
entgeltlich erbrachte Betreuungsleistungen – also für Krippen, Horte und
Tageseinrichtungen. Auch bezüglich der Bewilligungsvorschriften wird von den
ursprünglich geplanten Verschärfungen abgesehen, obwohl die Fachorganisationen
dafür plädiert hatten. Der Bundesrat befürchtete, dass das ausserfamiliäre
Betreuungsangebot durch die höheren Anforderungen verknappt würde.  22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Januar lancierte die SVP eine bereits angekündigte Volksinitiative für eine
steuerliche Besserstellung von Familien, die ihre Kinder selbst betreuen. Diesen soll
mindestens der gleiche Steuerabzug gewährt werden wie Eltern, die ihre Kinder durch
Dritte betreuen lassen. Laut der SVP bestraft das geltende Recht nämlich traditionelle
Familien. Diese würden wegen der Kinder auf ein Zweiteinkommen verzichten und
gleichzeitig mit ihren Steuergeldern die Krippen und Betreuungsangebote für
Doppelverdiener-Paare unterstützen. Eine Motion von Rotz (svp, OW), welche ebenfalls
eine steuerliche Besserstellung von Familien mit traditioneller Rollenteilung forderte,
wurde vom Nationalrat mit 96 zu 64 Stimmen verworfen. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.01.2010
ANDREA MOSIMANN

Im Februar verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Verlängerung der
Bundesfinanzhilfen für Krippen. Dabei hatte er den Finanzrahmen gegenüber früheren
Vorstellungen deutlich reduziert. Statt der ursprünglich vorgesehenen 140 Mio Fr.
sollten nur noch 80 Mio Fr. fliessen. Er wollte das Programm ganz auf Projekte im
Vorschulbereich ausrichten, also vor allem auf Kindertagesstätten. Schulergänzende
Projekte sollten hingegen ganz den Kantonen überlassen werden. Schliesslich sah der
Entwurf vor, die Finanzhilfen nur noch an neue Krippen zu gewähren und nicht mehr an
solche, die ihr Angebot aufstocken.
In den Kantonen regte sich Widerstand gegen dieses Sparprogramm des Bundes. Die
Erziehungsdirektorenkonferenz und die Konferenz der kantonalen Sozialdirektoren
protestierten gemeinsam gegen den geplanten Verzicht auf Finanzhilfen bei der
schulergänzenden Kinderbetreuung. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.02.2010
ANDREA MOSIMANN

In der Sommersession stimmte der Nationalrat der Verlängerung der Krippenförderung
um weitere vier Jahre zu. Dabei sprach er sich mit 89 zu 88 Stimmen für einen
Förderbeitrag von 120 Mio Fr. aus. Anders als der Bundesrat wollte der Nationalrat auch
weiterhin schulergänzende Angebote unterstützen. Innenminister Burkhalter und
bürgerliche Parlamentarier wandten vergeblich ein, dass die Kantone gemäss dem
Schulkonkordat HarmoS für die Bereitstellung solcher Betreuungsplätze zuständig sind.
Die Linken und Teile der CVP befürchteten eine Benachteiligung von Kantonen und
Gemeinden, die bisher keine schulergänzenden Betreuungsstrukturen geschaffen
haben. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat hiess das Impulsprogramm in der Herbstsession ebenfalls gut. Im
Unterschied zur grossen Kammer wollte er die Finanzhilfen nicht auf neue Institutionen
beschränken, sondern wie bisher auch bestehende Einrichtungen unterstützen, wenn
diese ihr Angebot um mindestens zehn Plätze erhöhen. Ebenfalls in der Herbstsession
bereinigte der Nationalrat diese letzte Differenz und willigte ein, Finanzhilfen auch an
bestehende Betreuungseinrichtungen auszurichten. In der Schlussabstimmung wurde
die Vorlage vom Ständerat mit 38 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen und vom Nationalrat
mit 124 zu 65 Stimmen gegen den Widerstand der SVP sowie einzelner FDP- und CVP-
Mitglieder gutgeheissen. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2010
ANDREA MOSIMANN

Im September schickte der Bundesrat einen überarbeiteten Entwurf der
Kinderbetreuungs-Verordnung in die Vernehmlassung. Laut dem neuen Vorschlag
sollen Verwandte und enge Freunde auch ohne Bewilligung Kinder hüten dürfen. Das
Gleiche gilt für im Privathaushalt angestellte Kindermädchen und Au-Pairs. Andere
Personen, welche Kinder mehr als zehn Stunden pro Woche gegen ein Entgelt betreuen,
benötigen laut dem Entwurf künftig eine Bewilligung einer kantonalen Fachinstanz. Für
die Bewilligungserteilung möchte der Bundesrat grundsätzlich den Besuch eines
Einführungskurses voraussetzen. Bei Verletzung der Bewilligungsvorschrift ist eine
Busse von bis zu 5000 Fr. vorgesehen. 27

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.09.2010
ANDREA MOSIMANN
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Auch in der überarbeiteten Form stiess der Entwurf auf erheblichen Widerstand. Für
die bürgerlichen Parteien stellte auch die neue Verordnung einen zu starken Eingriff in
die elterliche Erziehungsarbeit dar. Sie sahen es als übertrieben an, dass die private,
stundenweise Betreuung gegen Entgelt nur noch mit staatlicher Bewilligung erlaubt
werden sollte. Kritik gab es auch von Fachorganisationen. Die Pflegekinderaktion
Schweiz bemängelte, dass die Vorlage viel zu stark auf die Tagesbetreuung von Kindern
aus „normalen Familien“ ausgerichtet sei und der speziellen Situation von Pflegekindern
zu wenig Rechnung trage. Sie fand es bedenklich, dass Verwandte oder den Eltern nahe
stehende Personen gemäss Entwurf nur noch dann eine Bewilligung für die Aufnahme
eines Pflegekindes bräuchten, wenn es sich um eine behördliche Platzierung handelte.
Opposition gab es schliesslich auch von der Rechtskommission des Nationalrats. Sie
forderte den Bundesrat auf, die Betreuung von Pflegekindern in einer separaten
Verordnung zu regeln und trat ausserdem mit 16 zu 2 Stimmen auf eine
parlamentarische Initiative Leutenegger(fdp, ZH) ein, die im Zivilgesetzbuch selbst
explizit festhalten will, dass die private Kinderbetreuung keine Bewilligung erfordert. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Im April publizierte Preisüberwacher Meierhans eine Studie zu den Tarifen für die
ausserfamiliäre Kinderbetreuung. Er untersuchte darin die Preise für
Kindertagesstätten in den kantonalen Hauptorten. Obwohl die Ergebnisse nicht
repräsentativ waren, zeigte die Studie erhebliche Preisunterschiede zwischen den
Kantonen. Während man für die Betreuung eines Kindes in Bellinzona etwas über 40
Franken pro Tag aufwenden muss, sind es im Kanton Schwyz mehr als drei Mal so viel.
Die grossen Preisunterschiede führte eine andere Studie, erstellt durch das
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO), zu einem grossen Teil auf die unterschiedlichen
kommunalen und kantonalen Regulierungen und Vorschriften zurück. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.04.2011
ANITA KÄPPELI

Ende August kam die SVP-Familieninitiative zustande, welche Steuerabzüge für Eltern
vorsieht, die ihre Kinder selbst betreuen. Damit soll verhindert werden, dass Familien,
die sich im traditionellen Modell organisieren, gegenüber Familien mit Fremdbetreuung
steuertechnisch benachteiligt werden. 30

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.08.2011
ANITA KÄPPELI

Die Rechtskommissionen beider Räte lehnten den Vorentwurf des Bundesrats zur
neuen Kinderbetreuungsverordnung ab, insbesondere die vorgeschlagene Regelung,
dass Bekannte und Verwandte zukünftig Kinder nur noch mit Bewilligung beaufsichtigen
und betreuen dürfen. Die Rechtskommission des Nationalrates hatte bereits im Vorjahr
eine parlamentarische Initiative eingereicht, mit welcher im Zivilgesetzbuch explizit
festgehalten werden sollte, dass die private Kinderbetreuung durch Familien und
Bekannte keiner Bewilligung bedarf. Die Rechtskommission des Ständerates gab diesem
Gesetzesvorschlag Anfang des Berichtsjahres ihre Zustimmung. Die Opposition gegen
die Bewilligungspflicht für Kinderbetreuung bewirkte, dass der Bundesrat die
Vorarbeiten zum Vorentwurf unterbrach und die RK-NR ihre Initiative wieder
zurückzog. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.11.2011
ANITA KÄPPELI

Ende des Berichtsjahres überwies der Nationalrat eine Motion der FDP-Fraktion,
welche den Bundesrat auffordert, den kantonalen Vollzug im Bereich der Vorschriften
zum Lebensmittelgesetz zu überprüfen. Die Freisinnigen bemängelten deren überaus
strenge Anwendung betreffend Kindertagesstätten, welche Lebensmittel an Kinder
abgeben. Die Regelungen entsprechen teilweise denjenigen von Restaurants. Der
Bundesrat empfahl in seiner Stellungnahme dem Parlament die Motion zur Annahme. 32

MOTION
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI

Die auf eine parlamentarische Initiative Hochreutener (cvp, BE) zurückgehende
Forderung nach einem Verfassungsartikel für eine umfassende Familienpolitik wurde
in der Vernehmlassung mehrheitlich kritisiert. Der Entwurf der Bestimmung verlangte
eine bessere Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch Bund und
Kantone und insbesondere die Schaffung zusätzlicher ausserfamiliärer
Betreuungsangebote für Kinder. Die an der Vernehmlassung teilnehmenden Parteien
und Verbände bestätigten grundsätzlich ihre Positionen zur Familienpolitik. So
wünschten sich die linken Parteien eine Harmonisierung der kantonalen Politiken,
während die FDP an der föderalen Gestaltung derselben festhalten möchte. Die SVP
wehrte sich grundsätzlich gegen einen familienpolitischen Verfassungsartikel, da dieser

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI
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die Fremdbetreuung der Kinder fördere und traditionelle Familienmodelle
benachteilige. 33

Dans sa motion « Construction et gestion de structures d'accueil collectif de jour
pour enfants. Suppression des obstacles bureaucratiques », le PLR demande un
examen des prescriptions applicables aux structures d’accueil pour enfants afin
d’éviter que ces structures soient soumises à des règlements disproportionnés,
notamment en matière de denrées alimentaires. Dans certains cantons, les structures
qui accueillent des enfants pour manger peuvent être soumises aux mêmes
règlementations qu’une cuisine de restaurant. Si les conclusions du rapport
gouvernemental démontrent une trop grande sévérité envers les structures d’accueil, le
Conseil fédéral devra intervenir afin de permettre une interprétation plus souple des
lois, évitant ainsi une surcharge administrative et financière pour les structures
d’accueil. Le Conseil des Etats a accepté cette motion s’alignant ainsi sur le Conseil
national. 34

MOTION
DATUM: 04.06.2012
EMILIA PASQUIER

Pour pallier au manque de place dans les crèches, une motion Malama (plr, BS) a été
déposée en juin afin de diminuer la charge bureaucratique et de renforcer les
mécanismes du marché en la matière. Le conseiller national demande au gouvernent un
rapport sur les différentes pratiques cantonales, les conséquences de ces différentes
législations et les implications d’une éventuelle harmonisation de la législation fédérale
pour les crèches. En dépit de l’opposition du camp vert-rose, la motion a été acceptée
par 120 voix contre 63 et 7 abstentions. 35

MOTION
DATUM: 15.06.2012
EMILIA PASQUIER

Le Conseil fédéral a publié son message concernant l’initiative de l’UDC « Initiative
pour les familles: déductions fiscales aussi pour les parents qui gardent eux-mêmes
leurs enfants ». Il propose de rejeter l’initiative en raison du biais fiscal qu’elle crée. En
effet, le droit fiscal n’influence aujourd’hui aucunement les parents à faire un choix en
matière de garde des enfants. Il argumente que jusqu’en 2010, il n’existait aucune
déduction fiscale pour les parents faisant garder leurs enfants par des tiers. Suite à de
nombreuses interpellations demandant l’introduction d’une telle déduction
notamment en raison du critère de capacité économique, cette déduction fiscale a été
introduite pour les parents faisant garder leurs enfants par un tiers. Selon le Conseil
fédéral, l’initiative impliquerait soit l’abrogation de cette déduction économique et
conséquemment la violation du principe de capacité économique, soit l’introduction
d’une déduction pour les familles ne faisant pas garder leurs enfants par un tiers et
donc, un avantage fiscal pour les parents qui décident de rester à la maison. 36

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.07.2012
EMILIA PASQUIER

Pour répondre à une réglementation insuffisante en matière de placement des enfants,
la conseillère nationale Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) a déposé une motion
demandant que les organisations qui placent des enfants soient soumises au régime de
l’autorisation. En outre, la situation des enfants à long terme et la transparence des
coûts de ces organisations privées devront aussi être surveillées. Le Conseil des Etats et
le Conseil national ont adopté la motion, malgré une opposition du parti agrarien. 37

MOTION
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER

Après son passage devant le parlement, l’initiative parlementaire Hochreutener (pdc,
BE), demandant l’introduction d’un article sur la famille, a été soumise au peuple. Cet
article donnerait plus de pouvoir à la Confédération dans le domaine de la politique
familiale. L’article donne également le devoir aux politiques de promouvoir des mesures
qui favoriseraient la conciliation entre travail et famille. 
En janvier, le comité « Oui à la famille » a lancé sa campagne. Le large front de soutien
associatif et partisan donnait l’image d’une votation facile à gagner. Quelques semaines
plus tard cependant, les opposants à l’article constitutionnel ont riposté avec une
affiche-choc représentant un bébé en pleurs étiqueté à l’oreille, comme un bovin. Ce
comité, dénonçant notamment des « Staatskinder » (enfants étatisés) et les coûts
importants liés à cet article, a réuni des politiciens UDC et quelques membres du PLR.
L’UDC s’en est ensuite pris au Conseil fédéral. En effet, ce dernier a refusé de préciser
les coûts de la mise en œuvre de l’initiative argumentant que les coûts dépendraient de
la concrétisation du texte. En réponse à l’imprécision de ces informations, le conseiller
national Adrian Amstutz (udc, BE) a fait recours auprès de la chancellerie du canton de

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.03.2013
EMILIA PASQUIER
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Berne. Un recours rejeté par le Conseil exécutif pour non-conformité à la Constitution
fédérale. Cette défaite n’a pas découragé le parti agrarien qui a investi un million de
francs dans la réalisation d’un journal distribué dans toutes les boîtes aux lettres de
Suisse représentant toujours des enfants pleurant derrière les grilles d’une prison. Ce
coup médiatique a enfin lancé un débat public qui était jusque-là resté dans l’ombre de
l’initiative sur les rémunérations abusives. Dernier parti à donner son mot d’ordre, le
PLR s’est positionné contre le nouvel article constitutionnel. Ce positionnement a fait
réagir les femmes libérales et l’aile libérale du parti qualifiant cette décision de
« dramatique ». Ce mot d’ordre a également mis en lumière la contradiction du PLR,
qui, en 2012, votait en faveur d’un papier de position visant à mieux concilier vie
familiale et vie professionnelle. 
Cette tendance vers le refus de l’article s’est également lue dans les sondages SRG SSR.
En effet, alors qu’en janvier on prédisait 66% de votes favorables, les sondages de
février se sont abaissés à un taux de 55% de soutien. Le 3 juin 2013, l’article
constitutionnel sur la famille a été refusé. Malgré une majorité de votants favorables à
l’article (54,3%), la majorité des cantons n’a pas été atteinte. Les disparités cantonales
ont atteint des sommets. En effet, alors que Genève a dit oui à 79,1%, Vaud et le Jura à
70%, les habitants d’Appenzell Rhodes-Extérieures n’ont été que 27,1% à soutenir
l’article (viennent ensuite Uri avec 31,8% et Schwyz avec 36,9%). L’affiliation partisane a
été révélatrice du comportement de vote. Ainsi, 80% du PS, 87% des Verts et 82% de
l’UDC ont suivi le mot d’ordre de leur parti. Pour les partis plus centraux, même si le
mot d’ordre a été respecté, la division des partis sur le thème de la famille s’est reflétée
dans la population. Ainsi, 61% du PDC a accepté l’objet, alors que 57% du PLR l’a refusé.
Les valeurs prônées par les répondants se sont également traduites dans le
comportement de vote. 
Selon l’analyse VOX, la décision de vote sur ce sujet s’est également construite sur un
positionnement par rapport à trois sets de valeurs : centralisme (63% de oui) contre
fédéralisme (42%), Suisse moderne (70%) contre traditionnelle (33%), promotion active
de l’égalité entre homme et femmes (71%) contre pas de promotion (43%). L’analyse n’a
cependant pas pu clairement définir si le journal distribué par l’UDC avait eu un impact
sur le comportement de vote de ses lecteurs. L’analyse APS des annonces-presse a
montré que la campagne concernant cet article a été très limitée. En effet, seuls
4% des annonces concernaient la famille, contre 60% pour la révision de la loi sur
l’aménagement du territoire (LAT) et 36% pour l’initiative Minder. Relevons également
que la campagne des opposants n’a eu lieu qu’en suisse-romande. Au cours des
semaines suivant le vote, des tensions sont clairement apparues au sein du PLR suite
aux divergences d’opinions entre le PLR et les femmes libérales. 

Référendum obligatoire „Arrêté fédéral sur la politique familiale"
Votation du 3 mars 2013

Participation: 46%
Oui: 1 283 951 (54,4%) / cantons : 9 2/2
Non: 1 078 531 (45,6%) / canton : 11 4/2

Mots d’ordre: 
– Oui: PS, Verts, Vert’libéraux, PDC, PBD, PLR Femmes, Pro Familia, Travail.Suisse, Pro
Juventute
– Non: UDC, PLR, UDF, USAM 38

Après les nombreux chiffres avancés au cours de la campagne de l’article sur la famille,
la conseillère nationale Meier-Schatz (pdc, SG) a souhaité plus de clarté sur la situation
actuelle des familles en suisse. Ainsi, elle a demandé une présentation statistique de la
situation des familles en Suisse, une analyse des mesures structurelles visant à soutenir
les familles, ainsi que les implications sociales et économiques des divers modèles
familiaux. Malgré l’opposition de l’UDC et du PLR, le postulat a été accepté par 105 voix
contre 79 et 2 abstentions. 39

ANDERES
DATUM: 11.09.2013
EMILIA PASQUIER
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Dénonçant le prix élevé des places de crèches en Suisse, la conseillère nationale
Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) a prié le gouvernement de mener une étude afin
d’identifier les causes de ces différences de prix entre les crèches suisses et les
crèches allemandes ou françaises. De plus, la députée fribourgeoise aimerait que le
Conseil fédéral propose des pistes afin de dynamiser le secteur des crèches. Cette
demande a reçu le soutien du gouvernement et du Conseil national par 134 voix contre
56 et 4 abstentions, les voix de l’opposition émanant presque toutes de l’UDC. 40

POSTULAT
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Le 21 juin 2013, le Conseil national acceptait un postulat Bulliard-Marbach (pdc, FR)
dont le but était de dynamiser le secteur des crèches. S'appuyant sur l'acceptation en
votation de l'arrêté fédéral sur la politique familiale, visant à concilier travail et famille,
la démocrate-chrétienne a demandé au Conseil fédéral d'expliquer pourquoi les places
en crèches coûtent en Suisse deux fois plus cher qu'en Autriche, en Allemagne ou en
France. 
Les différences de réglementation des coûts ne pouvant clairement expliquer les
différences de prix susmentionnées, le Conseil fédéral s'est saisi alors du postulat
Quadranti (13.3980) pour engager le DFI à creuser la question. Selon le rapport, les deux
facteurs principaux de la différence de prix entre les crèches suisses et celles des pays
limitrophes sont les horaires d'ouverture et le salaire du personnel, plus haut
qu'ailleurs, même après pondération du pouvoir d'achat. Comme réduire l'un ou l'autre
serait contre-productif – les horaires des crèches sont adaptés aux horaires de travail
et les salaires sont déjà plus bas que dans la plupart des autres secteurs – il est
important que les frais de garde soient financés par l'Etat pour que l'augmentation du
taux de travail des parents soit rentable.
En mai 2015, le Conseil fédéral a donc chargé le DFI de rédiger un projet de base légale
de soutien financier limité dans le temps pour les cantons, communes et employeurs
investissant dans l'accueil extrafamilial. La base légale serait limitée à cinq ans et
permettrait de débloquer un crédit d'engagement de 100 millions. Il s'agirait également
de financer des projets visant à améliorer l'accueil extrascolaire des enfants. 41

BERICHT
DATUM: 17.09.2015
SOPHIE GUIGNARD

Le canton de Soleure avait déposé en mars 2014 une initiative demandant prolongation
par la Confédération de l'incitation financière pour la création de places d'accueil
pour enfants en dehors du cadre familial. Un programme relatif à la loi fédérale sur
l'accueil extra-familial avait été mis en place en 2003, avec pour horizon une fin en
2015. Or le canton de Soleure, qui avait été particulièrement actif dans la création de
places d'accueil au sein de ce programme souhaite une prolongation de ce délai. Les
chambres ont décidé de ne pas donner suite à l'initiative. En effet, les représentants du
canton de Soleure avaient indiqué à la Confédération que si l'initiative parlementaire
Quadranti (pbd, ZU) "Poursuivre et développer les aides financières aux structures
d'accueil extrafamilial" était mise en œuvre, leur souhait serait exaucé. La loi découlant
de cette initiative ayant été acceptée par les deux chambres en septembre 2014,
aucune suite n'a été donnée à l'initiative du canton de Soleure. 42

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

La conseillère nationale du parti bourgeois démocratique Rosmarie Quadranti (pbd, ZH)
vise à travers un postulat à éliminer les obstacles et prescriptions bureaucratiques à
l'ouverture de lieux d'accueil extrafamilial pour enfants. Elle constate en effet que
bien que la Confédération ait durant les dix dernières années investi 247 millions de
francs, les exigences administratives rendent encore le développement de l'accueil
difficile. 
Accepté en décembre 2013 sans débat, son postulat a reçu une réponse sous forme de
rapport en juin 2016. La première constatation est que les prescriptions gênant parfois
le démarrage de projets d'accueil extrafamilial se situent surtout aux niveaux cantonal
et communal. Il s'agit cependant de questions de sécurité et d'hygiène, qui sont en
général bien acceptées, mais dont la mise en œuvre est parfois problématique, les
marges d'appréciation pouvant fortement varier entre les situations. C'est pour cette
raison que le «Rapport d'experts Régulations» n'envisage pas de modification des
bases légales, mais suggère plutôt les améliorations suivantes: la création de documents
donnant une vue d'ensemble des marches à suivre aux niveaux cantonal et communal,
l'offre de conseils par les communes pour la recherche d'immeubles ou locaux, des
subventions cantonales ou communales d'aide au démarrage et enfin un échange
régulier d'informations et d'expériences entre les autorités cantonales. 43

POSTULAT
DATUM: 06.07.2016
SOPHIE GUIGNARD

01.01.65 - 01.01.22 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Dans son message du 29 juin 2016, le Conseil fédéral propose une modification de sa
politique d'aides financières à l'accueil extra-familial pour enfants. La commission de
la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE), a décidé à
une courte majorité de ne pas entrer en matière. Le projet s'inscrit dans la continuité
du programme lancé en 2003, visant par des incitations financières à concilier travail et
vie de famille. Il porte en particulier sur deux points: la diminution des frais de garde
pour les parents et l'adéquation de l'offre aux besoins des parents. Ainsi, la
Confédération allouerait une aide financière de trois ans, dégressive, aux cantons
souhaitant augmenter les subventions aux structures d'accueil, qui pourraient ainsi
baisser leurs tarifs. L'autre volet viserait lui à inciter financièrement l'ouverture ou
l'élargissement de solutions d'accueil en dehors des horaires habituels, ce pour les
parents travaillant tard, ou durant les vacances scolaires. Le montant total du projet
représenterait une enveloppe de 100 millions.
Lors du débat de la chambre haute, les arguments de la majorité de la commission ont
été repris, à savoir que le projet va trop loin dans la somme des montants alloués, et
qu'il s'agit d'une entrave au principe de fédéralisme. Les partisans du projet du Conseil
fédéral ont souligné l'importance d'une entrée en matière pour pouvoir retravailler les
différents points ne convenant pas à ses adversaires, arguant de l'importance de la
conciliation entre travail et famille, à l'heure où de nombreux parents choisissent de ne
pas travailler, les frais de garde étant souvent inférieurs aux gains d'une activité
rémunérée. Représentés par le PS et le PDC, les partisans ont en outre replacé le débat
dans un contexte post votation sur l'initiative contre l'immigration de masse, rappelant
la nécessité imposée par celle-ci de valoriser la main-d’œuvre qualifiée nationale. Ces
arguments ont fait mouche, puisque les sénateurs se sont prononcés à 24 voix contre
19, avec une abstention, pour une entrée en matière. Le projet est donc renvoyé en
commission. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2016
SOPHIE GUIGNARD

Selon certaines estimations, les heures de garde d'enfants effectuées par leurs grands-
parents atteignent près de100 millions par année en Suisse. Partant de cette
constatation, la députée Schenker (ps, BS) appelle le Conseil fédéral à rédiger un
rapport apportant une appréciation du travail des grands-parents sous l'angle
qualitatif et quantitatif. Le but de ce postulat est de valoriser l'activité des grands-
parents qui, selon la conseillère nationale, sont trop souvent vus uniquement comme
des "générateurs de coûts". Le Conseil fédéral, qui fait conduire tous les trois ans une
étude sur le travail non rémunéré, dont la prochaine mouture doit paraître à la fin de
l'année 2017, a jugé le rapport demandé superflu. Les représentants du peuple ont suivi
son avis, rejetant le postulat par 124 voix contre 60 avec 4 abstentions.

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

De retour de la Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil
national (CSEC-CN), le projet d'aides financières à l'accueil extra-familial pour enfants
a été accepté par 23 voix contre 15, avec 5 abstentions. Une minorité de la Commission
de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) proposait
de baisser le montant total des aides de dix millions à seulement cinq. Cette
modification a été balayée par 23 voix contre 17, avec 3 abstentions. Au Conseil
national, l'ensemble du projet tel que présenté par le Conseil fédéral a été accepté par
114 voix contre 76, sans abstentions. Là encore, une minorité de la commission avait
souhaité introduire des modifications mineures (mention du "bien de l'enfant",
allocation de l'aide uniquement si les fonds propres font défaut et prolongation de la
garantie de financement des cantons), mais sans succès. Le vote final de l'assemblée
fédérale a eu lieu le 16 juin 2017. Le Conseil national a ainsi plébiscité la modification de
la loi fédérale avec 107 voix contre 87 et une abstention et le Conseil des Etats avec 25
voix contre 14 et 5 abstentions. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

La CSEC-CN a élaboré en 2017 une initiative parlementaire concernant les aides
financières à l'accueil extrafamilial pour enfants. Elle souhaite prolonger le programme
d'impulsion de la Confédération et inscrire ainsi au budget 130 millions de francs pour
la création de telles places. L'initiative a reçu l'adoubement de sa commission sœur et a
été débattue au Conseil national lors de la session d'été. 
103 voix contre 88 et 4 abstentions ont emporté le vote. Les réfractaires au
prolongement du programme d'impulsion provenaient des camps UDC et PLR, qui
estiment, comme le Conseil fédéral, que cette aide supplémentaire est superflue et
que la Confédération s'est déjà suffisamment investie en prolongeant le financement
par deux fois (en 2006 et 2010). Après l'entrée en matière du Conseil national, il

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2018
SOPHIE GUIGNARD
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appartient désormais aux Etats de se prononcer. 46

Le Conseil des Etats a adhéré au projet du Conseil national concernant les aides
financières à l'accueil extrafamilial pour enfants. Malgré une minorité UDC et PLR
déplorant que le projet enfreigne l'esprit du fédéralisme, les sénateurs et sénatrices
ont voté l'ensemble du texte concernant le programme d'impulsion par 27 voix contre
16 et une abstention. 47

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

En septembre 2018, la Loi fédérale sur les aides financières à l'accueil extrafamilial
pour enfants (LAAcc) passait en vote final. Le Conseil national l'a plébiscitée à 104 voix
contre 88 (UDC et PLR) et une abstention, les États à 27 contre 16 (UDC et PLR) et deux
abstentions. 48

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national s'est penché le 19 mars sur la modification de la loi sur les
allocations familiales (LAFam). Dans son message du 30 novembre 2018, le Conseil
fédéral expose les changements prévus: le versement de l'allocation de formation dès le
début de la formation, des allocations familiales pour les mères seules au chômage ainsi
que la création d'une base légale pour les aides financières allouées aux organisations
familiales par la Confédération. 
Concernant les allocations de formation, deux propositions ont été faites: le PS, les
Verts et une partie du PDC souhaitaient que l'allocation de formation puisse être versée
dès l'âge de 14 ans, en raison des âges variés auxquels les jeunes commencent une
formation post-obligatoire, plus coûteuse que la scolarité obligatoire. Cette première
proposition n'a recueilli que 68 voix contre 118. La seconde, qui visait à étendre le
versement des allocations jusqu'à l'âge de 29 ans, a obtenu encore moins de succès,
puisque la gauche, sans l'appui du PDC, n'a pu récolter que 53 voix contre 134. Les
parlementaires ont accepté sans débat la mesure permettant aux mères célibataires au
chômage de toucher les allocations familiales, même durant la période où elles
touchent une allocation de maternité. Une minorité rose-verte a souhaité rendre
contraignante la base légale pour les aides financières. Le reste du Parlement s'y est
opposé, le texte définitif reste donc comme le proposait le Conseil fédéral: «La
Confédération peut octroyer» (et non octroie). Le projet, en définitive tel que formulé
par le Conseil fédéral, a été adopté à l'unanimité lors du vote final. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2019
SOPHIE GUIGNARD

En septembre 2019, le Conseil des Etats a adopté le projet de modification de la loi
sur les allocations familiales, à l'unanimité. Puis, lors du vote final au Conseil national,
seul le député Erich Hess s'y est opposé. Le vote final au Conseil des États n'a été
qu'une formalité, puisqu'il a voté encore une fois à l'unanimité, sur le projet accepté
quelques jours avant. Les mères au chômage auront ainsi droit aux allocations familiales
même si le père n'a pas reconnu l'enfant ou si elles touchent une allocation de
maternité. Les allocations pour jeunes en formation seront en outre versées plus tôt. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session extraordinaire de mai 2020 consacrée à la crise du coronavirus, la
CSEC-CE a déposé une motion décrétant que «tout le monde doit prendre ses
responsabilités en matière d'accueil extrafamilial pour enfants"». Concrètement, elle
a demandé que la Confédération indemnise les institutions d'accueil extra familial à
hauteur d'au moins 33% des charges liées à la compensation des pertes de recettes.
Bien que la plupart de ces lieux soient restés ouverts, les parents étaient encouragés à
rester chez eux et à s'occuper eux-mêmes de leurs enfants pendant le confinement, ce
qui a engendré des pertes. Le Conseil fédéral a proposé de ne pas accepter la motion,
arguant que l'accueil extra familial était de la compétence des cantons et des
communes, un argumentaire repris notamment par l'UDC. La motion a finalement été
acceptée par 20 voix contre 12 et 4 abstentions par le Conseil des Etats. Une motion
identique a été déposée simultanément au Conseil national. 51

MOTION
DATUM: 04.05.2020
SOPHIE GUIGNARD
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Lors de la session extraordinaire de mai 2020 consacrée à la crise du coronavirus, la
CSEC-CN a déposé une motion décrétant que «tout le monde doit prendre ses
responsabilités en matière d'accueil extrafamilial pour enfants». Concrètement, elle
demandait que la Confédération indemnise les institutions d'accueil extra familial à
hauteur d'au moins 33% des charges liées à la compensation des pertes de recettes.
Bien que la plupart de ces lieux soient restés ouverts, les parents étaient encouragés à
rester chez eux et à s'occuper eux-mêmes de leurs enfants pendant le confinement, ce
qui a engendré des pertes. Le Conseil fédéral a proposé de ne pas accepter la motion,
arguant que l'accueil extra familial était de la compétence des cantons et des
communes. Même son de cloche du côté de l'UDC et de quelques PLR. Cela n'a pas
suffi, puisque la motion a été acceptée à 121 voix contre 56 et 3 abstentions. Une
motion identique identique a été déposée simultanément au Conseil des Etats. 52

MOTION
DATUM: 05.05.2020
SOPHIE GUIGNARD

Les mesures prises face à la pandémie de coronavirus, et notamment la fermeture des
structures d'accueil extrafamilial ont fait la part belle au débat sur le travail
domestique relatif aux enfants dans la presse des mois d'avril et de mai.
Concernant les crèches, pas d'unité nationale ni pour les fermetures, ni pour le
dédommagement des parents ou des structures. Une question dont le Parlement s'est
d'ailleurs saisi, soulignant par exemple les différences de financement entre la Suisse-
allemande et la Suisse romande. Plusieurs de ces structures se sont dites inquiètes de
l'éventuel manque à gagner.
La question du genre et de l'inégalité qu'il crée en termes de prise en charge des
enfants a été largement évoquée. Des parents révélaient être dépassés par l'ampleur
des tâches que représentaient le télétravail en même temps que l'accompagnement
des enfants dans leur travail scolaire ou leurs activités quotidiennes dans un contexte
de semi-confinement. L'organisation féministe «Eidgenössische Kommission dini
Mueter» a tiré la sonnette d'alarme dans une tribune publiée dans la WoZ: il incombe
plus souvent aux femmes de prendre en charge les tâches de «care» au sein de la
famille, de même qu'elles sont aussi fortement représentées dans les métiers de la
santé et du soin. Plusieurs articles relataient des témoignages de pères ravis d'assister
de manière plus intense au quotidien de leurs enfants, ayant ainsi l'occasion de les voir
grandir, mais également se sentir soulagés de pouvoir retourner au travail.
La question de la vulnérabilité des enfants face au virus n'a pas toujours été claire. En
début d'épidémie, Daniel Koch et Alain Berset avaient annoncé lors de conférences de
presse que les enfants ne pouvaient être infectés, un verdict sur lequel ils sont revenus
plus tard.
Les jeunes mères se sont retrouvées fragilisées pendant la période suivant la naissance
de leur enfant, le suivi à domicile par les sage-femmes étant rendu plus difficile.
Enfin, pour les couples séparés se partageant la garde des enfants, la présence du virus
et du risque d'infection ont parfois crispé les relations autour du droit de visite.
Certains points de rencontre, ces lieux ou le parent qui n'a pas la garde de l'enfant et
représentant un danger pour l'autre peut rencontrer son enfant sous surveillance des
autorités, ayant été fermés. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.06.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a accepté en septembre 2020 une motion de la CSEC-CN, qui
demandait la reconsidération de la mise en œuvre de l'ordonnance Covid-19 sur
l'accueil extrafamilial pour enfants du 20 mai 2020. Il s'agissait d'étendre les crédits
alloués dans le contexte de la pandémie de coronavirus aux structures bénéficiant de
subventions cantonales ou communales, voire exploitées par les pouvoirs publics; ce
qui permettrait de ne pas exclure les structures des cantons latins. Une minorité de la
commission s'y opposait, estimant les aides financières cantonales ou communales
suffisantes pour empêcher les structures d'accueil de fermer pour raisons
économiques. 
Malgré que le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion, elle a obtenu 117 votes
favorables, 67 oppositions et 6 abstentions. Les oppositions sont à chercher au sein des
partis de droite, qui n'étaient pourtant pas unanimes. Les cantons latins étaient
particulièrement représentés dans ces dissidences bourgeoises. 54

MOTION
DATUM: 15.09.2020
SOPHIE GUIGNARD
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Le Conseil national a refusé en septembre une motion Michaud Gigon, qui demandait
une révision de l'ordonnance Covid-19 sur l'accueil extrafamilial pour enfants du 20
mai 2020, similaire à la motion de la CSEC-CN. Cette dernière ayant été acceptée dix
jours plutôt, le texte de la verte vaudoise a été rejeté sans débat. 55

MOTION
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Le 9 décembre 2020, le Conseil des États a à son tour accepté la motion de la CSEC-
CN de mise en œuvre de l'ordonnance Covid-19 sur l'accueil extrafamilial pour
enfants. Le texte a été approuvé par 26 voix contre 14, sans abstention. 56

MOTION
DATUM: 09.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Im Februar 2021 lancierte die WBK-NR mit 15 zu 9 Stimmen eine parlamentarische
Initiative mit dem Ziel, das bereits mehrfach verlängerte Impulsprogramm für die
Schaffung von Betreuungsplätzen in familienergänzenden Strukturen von einer zeitlich
befristeten in eine stetige Lösung zu überführen. Die Kommission tat dies in Kenntnis
eines jüngst erschienenen bundesrätlichen Berichts «Politik der frühen Kindheit» und
unter anderem nach Konsultation der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen
und Sozialdirektoren (SODK), des Gewerkschaftsbundes und des Schweizerischen
Arbeitgeberverbandes. 
Gleichzeitig beantragte die Kommissionmehrheit, einer parlamentarischen Initiative
Prelicz-Huber (gp, ZH; Pa.Iv. 20.413) mit der Forderung nach Schaffung einer
Verfassungsgrundlage für familien- und schulergänzende Betreuung keine Folge zu
geben. Weiter wollte die Kommission die parlamentarische Initiative Aebischer (sp, BE)
zur Förderung der Chancengleichheit vor dem Kindergarteneintritt aufgrund der in
Angriff genommenen Arbeiten bis Ende Jahr sistieren. 57

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.02.2021
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat lehnte es in der Frühjahrssession 2021 ab, ein Rahmengesetz für eine
schweizweite familienergänzende Kinderbetreuung zu schaffen, wie dies eine Motion
von Adrian Wüthrich (sp, BE) verlangt hätte, die nach Ausscheiden des SP-Vertreters
aus dem Rat von dessen Walliser Parteikollege Mathias Reynard übernommen worden
war. Konkret sollte der Bund zusammen mit den Kantonen und Gemeinden verpflichtet
werden, ein flächendeckendes und bezahlbares Angebot an ausserfamiliärer
Kinderbetreuung bereitzustellen. Im Nationalrat fand der Vorstoss neben der
ungeteilten Zustimmung der Ratslinken auch die Unterstützung der geschlossenen GLP-
Fraktion sowie einer Minderheit der Mitte-Fraktion. Die so erlangten 85 Stimmen
reichten jedoch nicht aus gegen die 98 ablehnenden Stimmen der bürgerlichen
Mehrheit. Fünf FDP-Nationalrätinnen und Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO) enthielten
sich der Stimme. Auch der Bundesrat hatte sich im Vorfeld gegen den Vorstoss
ausgesprochen, da er ihn als nicht vereinbar sah mit der subsidiären Rolle, die dem
Bund in diesem Bereich zukommt. 58

MOTION
DATUM: 10.03.2021
MARLÈNE GERBER

Mit einer parlamentarischen Initiative verlangte Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) die
Organisation der familien- und schulergänzenden Betreuung nach dem Modell der
Volksschulen: Zuständig für diese sollten die Kantone sein und das Angebot sollte für
alle Kinder bis zum Abschluss der Volksschule unentgeltlich sein. Die Initiantin
begründete ihren Vorstoss mit der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und
mit der Förderung von Kindern aus «sozio-ökonomisch benachteiligten Familien».
Darüber hinaus seien die Tarife für die Eltern zu hoch, weswegen die Einrichtungen
finanziell sehr eng planen müssten. Dies resultiere in hoher Belastung der in diesem
Bereich tätigen Personen bei vergleichsweise tiefen Löhnen. Die Initiantin vertrat die
Ansicht, dass qualitativ hochstehende Angebote und faire Arbeitsbedingungen ohne
«substanzielle öffentliche Finanzierung» nicht möglich seien. Der Mehrheit der WBK-
NR ging jedoch eine unentgeltliche Lösung zu weit. Mit 15 zu 9 Stimmen (1 Enthaltung)
beantragte sie, der Initiative keine Folge zu geben, und verwies stattdessen auf ihre
eigene, hängige parlamentarische Initiative. Diese zielte darauf ab, die mehrfach
verlängerte, zeitlich befristete Anstossfinanzierung der familienergänzenden
Kinderbetreuung in eine dauerhafte Lösung zu überführen. 59

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.03.2021
MARLÈNE GERBER
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Ende März 2021 gab auch die WBK-SR einer durch ihre Schwesterkommission lancierten
parlamentarischen Initiative Folge, mit der die befristete Finanzierung für die
familienergänzende Kinderbetreuung in eine dauerhafte Lösung überführt werden soll
(Pa.Iv. 21.403). Sie fasste ihren Beschluss mit 7 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen.
Ausschlaggebend für diesen Entscheid war auch die Überlegung, dass die
Unterstützungsmassnahmen aufgrund unterschiedlicher kantonaler Kontexte
überarbeitet werden sollten. 
Gleichzeitig beriet die Kommission über eine Standesinitiative aus dem Kanton Genf,
die unter anderem plante, die dauerhafte finanzielle Beteiligung des Bundes in der
Verfassung zu verankern (Kt.Iv. 20.308). Die Kommission stellte sich klar gegen die
Schaffung eines spezifischen Verfassungsartikels und beantragte ihrem Rat mit 9 zu 0
Stimmen (4 Enthaltungen), der Standesinitiative zugunsten der parlamentarischen
Initiative der WBK-NR keine Folge zu geben. Der Ständerat kam diesem Antrag in der
Sommersession 2021 nach. 60

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.03.2021
MARLÈNE GERBER

Mit 122 – mit einer Ausnahme – bürgerlichen gegen 66 Stimmen von Links-Grün gab der
Nationalrat seiner WBK-NR folgend einer parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber
(gp, ZH) keine Folge. Die Initiative verlangte, dass die familien- und schulergänzende
Betreuung für die Familien künftig kostenlos angeboten würde. 61

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2021
MARLÈNE GERBER

In der Sommersession 2021 bestätigte der Ständerat den Entscheid seiner WBK-SR und
gab einer Standesinitiative aus dem Kanton Genf zur Unterstützung der
familienergänzenden Kinderbetreuung keine Folge. Er stellte sich somit gegen die
Schaffung eines spezifischen Verfassungsartikels, der eine dauerhafte
Bundesbeteiligung für die Finanzierung familienergänzender Kinderbetreuungsplätze
sowie die Förderung von vorschulischen Betreuungsplätzen auf Kantons- und
Gemeindeebene verankern sollte. Stattdessen verwies er auf die hängige
parlamentarische Initiative der WBK-NR, welche die Überführung der
Anstossfinanzierung in eine stetige Lösung für die familienexterne Kinderbetreuung
forderte. Zum Zeitpunkt der Beratung der Genfer Standesinitiative lag jedoch noch kein
Entwurf der Kommission zur parlamentarischen Initiative vor. 62

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
MARLÈNE GERBER

Auch die WBK-NR wollte auf die Schaffung eines spezifischen Verfassungsartikels
verzichten, der den Bund zur dauerhaften Förderung von familienergänzenden
Betreuungsangeboten im Vorschulalter verpflichten würde, wie dies eine
Standesinitiative aus dem Kanton Genf forderte. Die Kommission lehnte dieses Anliegen
im November 2021 mit 20 zu 4 Stimmen (1 Enthaltung) ab. Eine Minderheit hatte
vergeblich für Folgegeben plädiert, um die Überlegungen der Initiative in die laufenden
Arbeiten zur eigenen Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 21.403) einfliessen zu lassen. Besser
erging es einer parlamentarischen Initiative Brenzikofer (gp, BL; Pa.Iv. 21.412) mit der
Forderung nach einer gesetzlichen Grundlage zur Finanzierung von
Tagesschulangeboten: Hier entschloss sich eine Mehrheit der Kommission für
Folgegeben, um das Anliegen in die Umsetzung der Kommissionsinitiative zu
integrieren. 63

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.11.2021
MARLÈNE GERBER

Im November 2021 gab die WBK-NR mit 15 zu 9 Stimmen einer parlamentarischen
Initiative Brenzikofer (gp, BL) Folge, welche die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage
für eine finanzielle Unterstützung von Tagesschulangeboten verlangte. Die
Kommissionsmehrheit hatte vor, das Anliegen der Initiative in die Umsetzung der
eigenen, hängigen Kommissionsinitiative zur Überführung der Anstossfinanzierung in
eine zeitgemässe Lösung zu integrieren (Pa.Iv. 21.403). 64

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.11.2021
MARLÈNE GERBER
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Für die Verwirklichung der Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern ist die
Lösung des Problems der Kinderbetreuung von zentraler Bedeutung. In einem Bericht
dokumentierte die Eidg. Kommission für Frauenfragen den Mangel an Krippen-, Hort-
und anderen Betreuungsplätzen und appellierte an die Mitverantwortung von Staat und
Gesellschaft bei der Kindererziehung, die nicht als "privates Hobby" allein an die
Familie — und vorab an die Mütter — delegiert werden dürfe. Mit diesem Bericht liegen
erstmals aussagekräftige Daten zur familienexternen Kinderbetreuung in der Schweiz
vor, welche die grosse Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage aufzeigen: In den
Kantonen der Deutschschweiz stehen den rund 320 000 Kindern erwerbstätiger Mütter
bloss zwischen 12 000 und 15 000 Betreuungsplätze zur Verfügung. Die Kommission
forderte deshalb generell die Anerkennung der familienexternen Kinderbetreuung als
öffentliche Aufgabe. Für die Betreuung von Kleinkindern verlangte sie neben einer
Mutterschaftsversicherung auch einen finanzierten Elternurlaub. Der öffentliche
Kindergarten — mit Blockzeiten und Mittagsverpflegung — soll Kinder schon ab drei
Jahren aufnehmen. Auch für die Schule postulierte die Kommission Blockzeiten und
Mittagstische, dazu den Aufbau von Tagesschulen und die Harmonisierung von
Schulbeginn und Schulschluss für alle Stufen. 65

BERICHT
DATUM: 05.11.1992
MARIANNE BENTELI

Ende April 2021 verabschiedete der Bundesrat seine erste nationale
Gleichstellungsstrategie. In den 50 Jahren seit Einführung des Frauenstimmrechts sei
die Gleichstellung zwar vorangeschritten, vollständig erreicht worden sei sie aber noch
nicht. Die sogenannte Gleichstellungsstrategie 2030 setzt sich eine gleichberechtigte
Teilhabe von Frauen und Männern im gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und familiären
Leben zum Ziel. Ferner sollen Frauen und Männer «während ihres ganzen Lebens die
gleiche soziale Sicherheit [geniessen] und [...] sich in einem respektvollen Umfeld ohne
Diskriminierung und Gewalt [verwirklichen können]». In vier Handlungsfeldern setzt die
Strategie bei der Förderung der beruflichen Gleichstellung, der verbesserten
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie der Bekämpfung von Diskriminierung,
Sexismus und Gewalt an. In Bezug auf die Gleichstellung in der Arbeitswelt pocht die
Strategie etwa auf die Einhaltung der Lohngleichheit, die Erhöhung des Frauenanteils in
MINT-Studienfächern, die Einführung der Individualbesteuerung und auf eine
verbesserte Rentensituation dank Reformen der ersten und zweiten Säule. Zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf plant der Bundesrat unter
anderem eine Botschaft für ein bedarfsgerechteres Angebot an ausserfamiliärer
Betreuung und definiert nicht zuletzt das folgende Ziel: «Elternurlaube,
familienfreundliche Arbeitszeiten und die soziale Sicherheit für Eltern und betreuende
Angehörige sind ausgebaut.» Im Bereich der geschlechtsspezifischen Gewalt zielt die
Strategie auf die Verringerung der häuslichen Gewalt und die Verbesserung der
persönlichen Sicherheit der Frauen, wobei insbesondere Opferschutzmassnahmen und
Massnahmen «zur stärkeren Verantwortungsnahme von Tatpersonen» ausgebaut
werden sollen. Zur Verhinderung von Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts
überprüft der Bundesrat das Bundesrecht auf bestehende rechtliche Ungleichheiten
und setzt auf Sensibilisierungskampagnen sowie auf eine verbesserte Datenlage zu
geschlechtsspezifischen Auswirkungen. 
Die Strategie setzt auf den Dialog des Bundes mit Kantonen und Gemeinden, aber auch
mit anderen interessierten Kreisen aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft.
Ebenfalls hält der Bund darin explizit fest, dass auch die unteren föderalen Ebenen zur
Bekämpfung von Stereotypen und der Diskriminierung von Frauen verpflichtet seien.
Nicht zuletzt ist die Gleichstellungsstrategie gemäss Bundesrat auch das Ergebnis der
Ratifikation internationaler Konventionen, namentlich der Istanbul-Konvention und des
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW). 66

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.04.2021
MARLÈNE GERBER

Auf ein medial stärkeres Echo als die offizielle Feier zu 50 Jahre Frauenstimm- und
-wahlrecht stiess die ebenfalls zu diesem Anlass im Oktober 2021 durchgeführte
Frauensession. Zum zweiten Mal seit der Einführung des Frauenstimmrechts – das
erste Mal war 1991 zum 20. Jahrestag der Einführung – debattierten 200 in einer
offenen Wahl gewählte Frauen zwischen 17 und 82 Jahren, mit oder ohne Schweizer
Staatsbürgerschaft und in den meisten Fällen ohne bisherige politische Erfahrung,
während zweier Tage über Vorstösse, die im Vorfeld von den Teilnehmerinnen in acht
verschiedenen Kommissionen ausgearbeitet worden waren. Während der
Frauensession gesellten sich 46 aktive und ehemalige Bundesparlamentarierinnen und
Regierungsrätinnen zu den gewählten Frauen. Auch die drei aktuellen Bundesrätinnen,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.10.2021
MARLÈNE GERBER
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Viola Amherd, Karin Keller-Sutter und Simonetta Sommaruga, sowie Bundesrat Alain
Berset würdigten die Frauen und deren Anliegen mit Ansprachen an der Frauensession.

Als solidarisch und inklusiv beschrieb «Le Temps» das Klima an der vom
Frauendachverband Alliance f organisierten Session. Weitere Zeitungen bezeichneten
die dort herrschende Stimmung auch als laut und euphorisch. Die ehemalige
Nationalrätin Cécile Bühlmann, die zwischen 1991 und 2005 für die Grünen im
eidgenössischen Parlament gesessen war und der Frauensession 2021 beiwohnte,
drückte ihre Empfindungen zur aktuell stattfindenden Mobilisierung von Frauen, wie sie
auch mit der Frauensession geschehe, gegenüber «Le Temps» gar als «la politisation
des femmes la plus forte à laquelle j’assiste depuis celle de mai 1968» aus. Die
Frauensession, die in den Beschluss von über 20 Petitionen ans Parlament mündete,
wurde in den Medien auf der einen Seite als «umfassende Standortbestimmung»,
«starkes Statement» (Sonntags-Blick) oder «signal fort» (Le Temps) aufgefasst. Auf der
anderen Seite sprach die NZZ von «fröhlichem Geldverteilen in Bern» und Markus
Somm stellte in der Sonntagszeitung die Bedeutung der Frauensession als
«Pseudosession für unsere lieben Frauen» in Frage. 

Inwiefern die aus der Frauensession resultierenden Forderungen tatsächlich
wegweisend für die künftige Gleichstellungspolitik in der Schweiz sein werden, wird
sich zeigen müssen. Einige der vor 30 Jahren an der Frauensession 1991 geäusserten
Forderungen hatten die Diskussionen um die Gleichstellungspolitik in den Folgejahren
sehr wohl geprägt – zu nennen ist etwa die Einführung von Betreuungsgutschriften, die
1995 mit der 10. AHV-Revision erfüllt worden war. Unter den 1991 geäusserten
Forderungen gab es jedoch solche, die auch im Jahr 2021 noch immer aktuell waren
und an der zweiten Frauensession erneut gestellt wurden, so diejenige zur Erhöhung
der Chancengleichheit im Erwerbsleben durch Herstellung von Lohngleichheit oder
adäquate ausserfamiliäre Kinderbetreuungsstrukturen. Bisher ebenfalls noch unerfüllt
waren weitere in Petitionen eingebrachte Forderungen, wie diejenigen zur Einführung
der Individualbesteuerung oder einer Elternzeit, zur Verbesserung der finanziellen
Situation von Bäuerinnen oder zur Einführung politischer Rechte für Personen ohne
Schweizer Staatsbürgerschaft. Eine zentrale Forderung der Frauensession war
insbesondere auch die verstärkte Bekämpfung der geschlechtsspezifischen Gewalt.
Aber auch neue Forderungen fanden Eingang in die Petitionen. Als Beispiel genannt sei
hier die Forderung nach verstärkter Berücksichtigung geschlechtsspezifischer
Unterschiede im Gesundheitsbereich, denen mit einem nationalen
Forschungsprogramm auf den Grund gegangen werden soll. 67

Kinder- und Jugendpolitik

Le Conseil national a refusé, en septembre 2020, de donner suite à une initiative
parlementaire Wermuth (ps, AG), qui visait à «agir maintenant en faveur de l'accueil
extrafamilial pour enfants». Le socialiste demandait une modification de la
Constitution, pour qu'il soit exigé de la Confédération et des cantons de fournir une
offre adéquate pour les familles avec enfants. Les résultats sont tombés après un bref
débat: 81 voix (PS, Verts et Vert'libéraux) se sont prononcées en faveur de l'objet,
contre 105. Le groupe du centre ne s'est pas montré univoque, puisque que Martin
Landolt a voté oui et que deux de ses camarades se sont abstenus. 68

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) nahm den im Februar 2021 erschienenen
bundesrätlichen Bericht «Politik der frühen Kindheit» zum Anlass für die Einreichung
eines Postulates. Die im Bericht aufgezeigte «sehr zerstückelte Verteilung der
Zuständigkeiten und Tätigkeiten» auf die verschiedensten Akteure habe die Grenzen
und Herausforderungen einer koordinierten Politik der frühen Kindheit aufgezeigt. Eine
nationale Beobachtungsstelle für die frühe Kindheit könnte die Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Akteuren verbessern und die Entwicklung von geeigneten
Strategien für die verschiedensten Situationen fördern. Der Bundesrat soll daher die
Schaffung einer solchen Stelle prüfen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des
Postulats, wobei er darauf hinwies, dass er im Rahmen seiner Arbeiten zum Bericht
bereits Verbesserungen der Informationsgrundlagen zu Fragen der Kinderbetreuung,
der Gesundheit und der Integration von Kindern im Vorschulalter angekündigt habe.
Eine kontinuierliche und systematische Bestandesaufnahme, wie sie eine nationale
Beobachtungsstelle erstellen könnte, erachte er indes nicht als prioritär. Anders sah

POSTULAT
DATUM: 27.09.2021
MARLÈNE GERBER
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dies der Ständerat; er nahm das Postulat in der Herbstsession 2021 mit 21 zu 15
Stimmen entgegen. 69

1) APS-Zeitungsanalyse 2021 – Soziale Gruppen
2) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 585 f.
3) Schweiz. Gesellschaft für praktische Sozialforschung, Univox: Sozialversicherung, Adliswil 1993.
4) Verhandl. B.vers., 1994, IV, S. 27; NQ, 11.1. und 2.2.94
5) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 613 ff.; TA, 25.5.95.5; Amtl. Bull. StR, 1995, S. 1283 ff.55
6) Bund, 7.9.99; TA, 10.9.99.
7) Lit. Müller Kucera / Bauer. (LT, 24.5.00).
8) Presse vom 26.6.00. 61; TA, 16.12.00; NZZ, 18.12.00; SGT, 20.12.00. 62
9) AB NR, 2001, S. 319 ff. Siehe SPJ 2000, S. 252 f.; Motion Teuscher: AB NR, 2001, S. 934. ; Presse vom 5.1., 26.1. und 17.8.01;
NZZ, 16.5.01 (Arbeitgeberverbandsdirektor Hasler); Presse vom 7.7.01.
10) BBl, 2002, S. 4219 ff. und 4262 ff. (BR); AB NR, 2002, S. 592 ff., 1491 ff. und 1705; AB SR, 2002, S. 459 ff. und 938; BBl,
2002, S. 6488 ff. und BBl, 2003, S. 410; Presse vom 23.2. und 28.3.02. Vgl. SPJ 2000, S. 252 f. (Studie) und 2001, S. 210.
11) Presse vom 2.9.02.
12) BBl, 2003, S. 5694 f.; AB SR, 2003, S. 808 f., 1057, 1124 und 1155; AB NR, 2003, S. 1647 ff., 1850 ff., 1909 f. und 1946; NZZ,
29.1.03; Presse vom 4.8.03; CHSS, 2003, S. 33 f. und 180. Siehe SPJ 2002, S. 243 f.
13) AB NR, 2005, Beilagen II, S. 178 ff.
14) BBl, 2006, S. 3367 ff.
15) AB NR, 2006, S. 1421 ff.; AB NR, 2006, S. 746 ff.; AB SR, 2006, S. 666 ff.; BBl 2006, S. 8661 ff.
16) AB NR, 2007, S. 989 ff. und 2005.
17) AB NR, 2008, S. 465. 
18) AB NR, 2009, S. 231..
19)  AB NR, 2009, S. 519 ff.; AB SR, 2009, S. 519 ff.; BBl, 2009, S. 5150; NZZ, 20.3., 2.7. und 20.10.09..
20) BBl, 2009, S. 4180; SGT, 6.7.09; NZZ, 21.7.09; NLZ, 31.10.09..
21) BBl, 2010, S. 281; NZZ und TA, 7.12.09.
22)  NLZ und SGT, 18.12.09..
23) BBl, 2010, S. 281 ff.; NZZ und SGT, 27.1.10; AB NR, 2010, S. 927 ff. (Mo. Rotz).
24) BBl, 2010, S. 1627 ff.; Exp, NZZ und TA, 18.2.10.
25) AB NR, 2010, S. 952 ff.; NF und NZZ, 15.6.10.
26) AB SR, 2010, S. 819 ff. und 1110; AB NR, 2010, S. 1421 f. und 1675; BBl, 2010, S. 6571 ff.
27) BBl, 2010, S. 6021; NZZ und TG, 18.9.10; NLZ, 21.9.10. Siehe auch SPJ 2009, S. 235 f.
28) NZZ, 18.11. und 21.12.10; TA, 21.12.10.
29) NZZ, 15.4.11.
30) BBl, 2011, S. 6671 ff.; Exp. 12.7.11;
31) Medienmitteilung RK-S vom 1.2.11 und RK-N vom 11.11.11
32) AB NR, 2011, S. 2264.
33) NZZ und 24H, 5.3.11.
34) BO CN, 2011, p.2263; BO CE, 2012, p.421
35) BO CN, 2012, p. 1205.
36) FF, 2012, p. 6711ss.
37) BO CN, 2012, p. 1206; BO CE, 2012, p. 920.
38) Bühlmann (2013): Inserate im Abstimmungskampf. Analyse der Inserate-Kampagne im Vorfeld der eidgenössischen
Abstimmungen vom 3. März 2013; LT, 8.1.13; LT et Lib, 25.1.13; LM, 29.1 et 2.2.13; NZZ, 2.2.13; 24H, 4.2.13; LM, 10.2.13; LT, 21.2
et 4.3.13; Milic/Vatter (2013): Analyse de la votation fédérale du 3 mars 2013
39) Po. 12.3144: BO CN, 2013, p. 1339.
40) BO CN, 2013, p. 1743.
41) Rapport du CF en réponse au postulat 13.3259
42) BO CE 2015, p. 261; BO CN 2015, p.2279
43) BO CN, 2013, p. 2206; Rapport du CF en réponse au postulat 13.3980
44) BO CE, 2016, p. 885 ss.; Communiqué de presse CSEC-N 24.03
45) BO CE, 2017, p. 210 ss.; BO CN, 2017, p. 587 ss.
46) BO CN, 2018, p. 951 ss.
47) BO CN, 2018, p. 802
48) BO CN, 2018, p. 1770
49) BO CN, 2019, p. 421 ss.; TA, 20.3.19
50) BO CE, 2019, p. 1000; BO CN, 2019, p. 1996; BO CN, 2019, p. 788 s.
51) BO CE, 2020, p. 212 s.
52) BO CN, 2020, p. 506 ss.
53) AZ, 16.3.20; NZZ, 17.3., 18.3., 21.3.20; AZ, 27.3.20; AZ, Lib, 1.4.20; AZ, 3.4.20; TA, 4.4.20; WoZ, 9.4.20; AZ, Blick, 16.4.20;
Lib, 17.4.20; AZ, 18.4.20; Blick, LT, TG, 21.4.20; TA, 24.4.20; AZ, 25.4., 29.4.20; WoZ, 30.4.20; NZZ, 4.5.20; AZ, Blick, LT, NZZ,
5.5.20; LT, TA, 6.5.20; LT, 7.5.20; TA, 9.5., 22.5., 29.5.20; SoZ, 31.5.20; LT, 9.6.20
54) BO CN, 2020, p. 1516 ss.
55) BO CN, 2020, p. 1894
56) BO CE, 2020, p.1298s.
57) Medienmitteilung WBK-NR vom 19.2.21
58) AB NR, 2021, S. 363 f.
59) Bericht WBK-NR vom 18.2.21; Medienmitteilung WBK-NR vom 19.2.21
60) AB SR, 2021, S. 656; Bericht WBK-SR vom 29.3.21; Medienmitteilung WBK-SR vom 29.3.21
61) AB NR, 2021, S. 1316 ff.
62) AB SR, 2021, S. 656
63) Bericht WBK-NR vom 5.11.21; Medienmitteilung WBK-NR vom 5.11.21
64) Medienmitteilung WBK-NR vom 5.11.21
65) Lit. Eidg. Kommission; Presse vom 25.11.92.
66) Gleichstellungsstrategie 2030; Medienmitteilung BR, EDI, EBG, EJPD vom 28.4.21
67) Medienmitteilung Alliance f vom 30.10.21; LT, 23.8.21; AZ, 11.9.21; LT, 23.10.21; AZ, Lib, 28.10.21; AZ, CdT, Lib, TA, 30.10.21;
So-Bli, SoZ, 31.10.21; LT, 1.11.21; NZZ, 2.11.21
68) BO CN, 2020, p. 1723 ss.
69) AB NR, 2021, S. 975 f.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 20


